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Verordnung zur Festsetzung eines Wasserschutzgebletes
für dle Wassergewinnungsanlage ,Tietbrunnen' der Stadt

ldsteirVStadttell Nieder-Oberrod, Rheingau-Taunus-Kreis,

vom 30. März 1990

Auf Grund des $ 19 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. d. F.
vom 23. September 1986 FGBI. I S. 1529) und des $ 25 des Hessi-
schen Wassergesetzes (HWG) i. d. F. vom 12. Mai 1981 (GYBI.I
S. 154), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. November 1989
(GVBI.I S. 404), wird folgendes verordnet:

s 1
Schutzgeb ietsf estsetzung

lm Interesse der öflentlichen Wasserversorgung wird zum Schutz
des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage
.fiefbrunnen" im Stadtteil Nieder-Oberrod zugunsten der Stadt
Idstein ein'Wasserschutzgebiet festgesetzt.

s 2
Gliederung, IJmfan g, Gr€nzen

(1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in folgende Zonen:
7,one | (Fassungsbereich),

Zone fl. (Engere Schutzzone),
Zone III (Weitere Schutzzone).

(2) Über das Wasserschutzgebiet und die Schutzzonen geben die
als Anlage zu dieser Verordnung veröffentlichte Übersichtskarte
und d.ie Äufzähtung in S 3 einen-Überblick.
Im einzelnen ergibt sich die genaue Abgrenzung des Wasserschutz-
gebietes und der Schutzzonen aus den Schutzgebietskarten im
Meßstab 1 : 10 000, I : 5 000 und 1 : 2 000, in denen die Schutzzo-
nen wie folgt dargesteilt sind:

Zone I : rotelJmrandung,
Zone II : güne Umrandung,
Zone IIf - gelbe Umrandung.

Die Anlage und öe Schutzgebietskarten sind Bestandteile dieser
Verordnung. Die Schutzgebietskarten werden archivmäßig bei
dem Regierungspräsidium üe Da:mstadt,
oberer Wasserbehörde,
Rheinstraße 62,
6100 Darmstadt,
verwahrt. Die Karten können während der Dienststunden dort
und bei
dem Landrat des Rheingau-Taunus-Kreises,
unterer Wasserbehörde,
Badweg 3,
6208 Bad Schwalbach,
dem Landrat des Rheingau-Taunus-Kreises,'
Katasteramt,
Badweg 3,
6208 Bad Schwalbach,
dem Kreisausschuß des Rheingau-Taunus-Kreises,
Bauaufsichtsbehörde,
Badweg 3,
6208 Bad Schwalbach,
dem Kreisausschuß des Rheingau-Taunus-Kreises,
Gesundheitsamt,
Badweg 3,
6208 Bad Schwalbach,
dem Wasserwirtschaf tsamt Wiesbaden.
Gutenbergstraße 4,
6200 Wiesbaden,
dem Hessischen Landesamt für Bodenforschung,
Leberberg 9,
6200 Wiesbäden,
dem Magistrat der Stadt Idstein,
Rathaus,
6270 Idstein,
der Hessischen Landesanstalt fi.ir Umwelt.
Unter den Eichen 7,
6200 Wiesbaden,
eingesehen werden.

$ 3
Aufzählung der Flurstücke, Fluren "nd Gemarkungen

Zonel
Die Zone I erstreclrt sich auf das Flurstück Flur 6 Nr. 4 (teilweise)
der Gemarkung Oberrod. =

Zone II
Die Zone I[ erstreckt sich auf die Flur 6 (teilweise) der Gemarkung
Oberrod.

Zone III
Die Zone TTT erstreckt sich auf Teile der Gemarkungen Oberrod
und Oberems.

s 4
Verbote in der Zone f{r

In der Zone III sind verboten:
1. das Versenken und Versickern von Kühlwasser, radioaktiven

Stotfen und Abwasser;
2. das Abiagern von radioaktiven oder wassergefährdenden Stof-

fen sowie deren Einbringen in den Untergrund;
3. das Errichten und Betreiben von Rohrleitungen für wasserge-

fährdende Stoffe außerhaib etnes Werksgeländes (Fernleitun-
gen);

4. das Errichten und Betreiben von gewerblichen und industriel-
len Anlagen, in denen radioaktive oder wassergefährdende
Stoffe hergestellt oder verwendet werden;

5. Wohnsied.lungen, Krankenhäuser, Heilstätten und Betriebe,
wenn das Abwasser nicht vollständig und gicher aus der Zone
III hinausgeleitet wird;

6. das Lagern, Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe sowie innerhalb eines Werksgeländes deren Befördern
in Rohrleitungen, soweit hierzu nicht Anlagen i. S. des $ 15
Abs.2 der Anlagenverordnung (VAwS) vom 23. März 1982
(GVBI. I S. ?4) verwendet werden;

?. Abwasserbehandlungsanlagen (Kläraniagen - mit Ausnahme
von zu gel assenen i<lölnklaranla gen) und Sammei gruben ;

8. das AulfüIlen der Erdoberfläche mit wassergefährdenden
Stoffen;

9. das verwenden von wassergefährdenden auswasch- oder aus-
laugbaren Materialien zum Straßen-, Wege- oder Wasserbau;

10" Abfailbeseitigungsanlagen sowie Anlagen, die der Lagerung
und Behandlung von Autowracks dienen;

11. Start-, Lande- und sicherheitsflächen sowie Anfiugsektoren
und Notabwurfplätze des Luf tverkehrs ;

12. mititärische Anlagen sowie Manöver und Übungen von Streit-
kräften oder andären Organisationen, die geeignet sind, das
Gmndwasser nachteilig zu verändern;

13. Bohrungen,'Erdaufschlüsse und sonstige Bodeneingriffe mit
wesenlicher Minderun g der Grundwasserüberdeckung, sof ern
nicht fachbehördlich festgesteilt worden ist, daß eine Verun-
reinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige
Ver:indemng seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist;

14. Rangierbahnhöfe;
15. das Neuanlegen und Erweitern von Friedhöfen;

16. Grundwasser- und Erdreichwärmepumpen;

1?. das Halten von Tieren in Großbeständen, wenn das ordnungs-
gemä3e Verwerten oder Beseitigen der tierischen Ausschei-
dungen nicht gesichert ist;

18. das offene Lagern boden- oder wasserschädigender Mittel für
Pflanzenschut? (einschließlich Mittel zur Aufwuchs- und
Schädiin gsbekämp fun g) und zur Wachstumsrege-Iung; di.e An-
wendung ist nur unter genauer Beachtung der Gebrauchsan-
weisung zulässig;

19. das unsachgemäße Lagern von Wirtschafts- und Handelsdün-
ger;

20. das Aufbringen von tierisöhen Ausscheidungenr. soweit das
übiiche Maß der landwirtschaftlichen Düngung überschritten
wird;

21. das Aufbringen von Klärschlamm, soweit nach der Klär-
schlammvero-rdnung (Abflilär$ vom 25. Juni 19B2 (BGBI' I
S..?34) dies verboten bzw. eine Genehmigung oder die Zuias-
sung einer Ausnahme erforderlich ist;

22. das Aufbringen von Fäkalschlamm.
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s 5
Verbote in der Zone A.

In der Zone II gelten die Verbote für die Zone IT[.

Daniber hinaus sind verboten:
1. das Errichten und die wesentliche iinderung von Gebäuden

und sonstigen baulichen Aniagen;
2. Baustellen, Baustofflager, Baustelleneinrichtungen;
3. der Neubau und die wesentiiche iinderung von Straßen, Bahn-

linien und sonstigen Verkehrsanlagen, ausgenorlmen Feld-

4.
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und Waldwege;
das Errichten von Sport-, Zelt-, Bade- und Parkplätzen sowie
das Zelten, Lagern und Abstellen von Wohnwagen;
Kraftfahrzeugwaschen und Ölwechsei;
jegliche über die land- und forstwirtschaftliche Bearbeitung
hinausgehenden Bodeneingriffe, durch die die belebte Boden-
zone verletzt oder die Grundwasserüberdeckung vermindert
wird;
der Bergbau, wenn er zuln Zerreißen der Grundwasserüber-
deckung, zu Einmuldungen oder offenen Wasseransammlun-
gen führl;
Sprengungen;
das Vergraben von Tierkörpern;
der Transport radioaktiver Stoffe;
das Hersteilen oder wesentliche Umgestaiten von oberirdi-
schen Gewässern einschließlich Fischteiche;
militärische Anlagen sorvie Manöver und Übungen von Streit-
kräften oder anderen Organisationen, ausgenommen sind:

1. Bewegungen zu Fuß,
2. oberirdisches Veriegen von leichtem Feldkabel,

3. auf klassifizierten Straßen und wasserdicht befestigten
Fiächen:
- Durchfahren mit Ketten-Kraftfahrzeugen,
- Bewegungen von Rad-Kraftfahrzeugen mit Ausnahme

von Tank-Kraftfahrzeugen;
13. Viehansammiungen und Pferche, soweit dadurch das übiiche

Maß der Iandwirtschaftlichen Düngung überschritten oder die
Pfianzendecke wesentlich verletzt wird;

14. das Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Durchleiten und Beför-
dern wassergef ährdender Stoffe ;

15. das unsachgemäße Anwenden von Wirtschafts- und Handels-
dünger;

16. das Aufbringen von Klärschlamm;

1?. die organische Dtrngung, sofern die Dungrtoffe nach der An-
fuhr nlcht sofort verteilt werden oder die Gefahr ihrer oberir-
dischen Abschwemmung in die Zone I besteht;

18. Gärfuttermieten;
19. Gartenbaubetriebe und Kleingärten;
20. das Durchleiten von Abwasser,
21. das Versenken und Versickern des auf den Straßen anfallen-

den Niederschlagswassers.

$ 6
Verbote in der Zone I

In der ZoneI gelten die Verbote ftir die Zone I["
Darüber hinaus sind verboten:

1. Fahr- und F\rßgängerverkehr; 
'

2. die land- und forstwirtschaftliche Nutzung;
3. die Dtingung;
4. das Anwenden von Mitteln für Pflanzenschutz (einschließiich

Mittel zur Aufwuchs- und Schädlingsbekämpfung) und zur
Wachstumsregelung;

5. das Verletzen der belebten Bodenzone und der Grundwasser-
überdeckung;

6. alle sonstigen Maßnahmen, die das Grundwasser beeinflussen
können, soweit sie nicht für die wasserversorgung notwendig
sind.

s 7
Duldungspfl ichten

Die Eigenttimer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken in-
nerhalE des Wasserschutzgebietes haben zu dulden, daß Beauf-
tragte der zuständigen staatlichen Rehörden die Grundstücke zur
Beobachtung des Wassers und des Bodens betreten.

Sie haben ferner zu dulden, daß

1. die ZoneI eingezäunt, bepflanzt und gepflegt werden;

2. Beobachtungsstellen eingerichtet werden;

3. Hinweisschilder zur Kennzeichnung des Wasserschutzgebietes
aufgesteilt werden;

4. Mulden und Erdaufschlüsse aufgefi.rllt werden;

5. wassergefährdende Ablagerungen beseitigt werden;

6. notwendige Einrichtungen zur sicheren und unschädlichen
Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers aus der Zone I
und der Zone fr. erstellt werden;

?. Vorkehrungen an den in der Zone I und der Zone II liegenden
Straßen unä Wegen zur Verhinderung von ÖlunfäIlen und zur
Minderung der Folgen soicher UnfäIle getroffen werden;

8. vorhandene Bauten mit besonders gesicherten, dichten Lei-
tungen an die Kanalisation angeschlossen u'erden;

9. Maßnahmen zum Schutz vor Überschwemmungen vorgenom-
men werden.

$ B
Ausnahmen

(1) Von den Bestimmungen dieser Verordnung kann das Regie-
mngspräsidium Darmstädt, obere Wasserbehörde, auf Antrag
AuJnätrmen zulass€n. Die Zulassung bedarf der Schriftform.

(2) Handtungen, die einer wasserrechtiichen Erlaubnis, Bewilii-

I 
ilg oder Gänehmiguttg, einer gewerberechtiichen, abfallrechtli-

i 
chen oder bauaufsichtlichen Genehmigung bedürfen oder die auf

ö-"a eines beriü;ö;dli;h gepniften Beiriebsplanes oder durch

bergrechtiiche E;l-a;üo oa"i fi"*illi gun g zu gelassen werden, be-

dtirfen keiner a"i""t **zulassung nach dieser VerordnuTgt Enl-

scheidet in den 
^;;ä;;;;;ten 

Fällen die obere wasserbehörde

nicht selbst, ist ihr E"invernehmen erforderlich'

$ e
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die Verbote der S$.al .5 und 6 dieser

vutota"""g f<onfren itäit 5 41 Abs' I Nr' 2 und Abs' 2 WHG mit

ui"* Ceta6u.ße Uir ,t huriderttausend Deutsche Mark geahndet

werden.

s 1 0
Übergangsvorschrif t

Die Verbote über

a) das Betreiben von Rohrleitungen für wassergefährdende stoffe

außerhaib eines werksgeländls (Fernleitungen) ($ 4 ziff.. 3),

b) das Betreiben von gewerblichen und industriellen Anlagen, in

denen raaioaktive"oder wassergefährdende stoffe hergestellt

oder verwendet werden (S 4 Ziff' 4)'

c) das Lagern, Abfüllen und -Umschtlgen. wasserg:fährdender

stoffe sowie innerhalb eines werksgeldndes $e^re1Befördern in

Rohr le i tungen,sowei th ierzunichtAnlageni .S.des$15-4! : .?
äer eniag""t*ä.*a"ung (VA$/S) vom 23. März 1982 (GVB1. I

S. ?4) veivendet werden (S 4 Ziff' 5),

finden auf Tätigkeiten im Rahmen von Betrieben, die zum zeit-

t;kt a", r"r.r?ttt.etens der verord.rg"g rechtmäßig_ betrieben

werden. erst nacir ÄUiauf eines Jahres ab dem Tage des Inkrafttre-

tens Anwendung.

s  1 1
Inkrafttreten

Diese verordnung tritt am Tage nach ihrer verkündung im staats-
anzeiger für das Land Hessen in Kraft.

Darmstadt, 30. März 1990

RegierungsPräsidium Darmstadt
g e z . W .  L r n k
RegierungsPräsident

S t A n z . 1 9 / 1 9 9 0  5 . 8 2 0
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Vors tehende  Vero rdnung  wurde  in
b e k a n n t g e m a c h t .

Der  Mag is t ra t
der  S tad t  fds te in

g e z  -

H .  M ü l l e r
Bürgermei-s ter

der  Ids te ine r  Ze i tung  am t I J u l i  1 9 9 0  o r t s ü b l i c h
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